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Das Tessin ist in Not
130 Millionen Franken Defizit – der Kanton muss sparen wie kaum ein anderer

GERHARD LOB, BELLINZONA

Bei der vor kurzem zu Ende gegange-
nenOlma-Messe fürLandwirtschaft und
Ernährung in St.Gallen hätte eigent-
lich das Tessin Gastkanton sein sollen.
Doch schon frühzeitig wurde dieser
Auftritt abgesagt beziehungsweise auf
unbestimmte Zeit verschoben. Grund:
Der Aufwand von einer Million Fran-
ken schien nicht gerechtfertigt. «Wir fan-
den es nicht richtig, diesen Betrag aus-
zugeben,während wir in anderen Berei-
chen sparen müssen», so der kantonale
Finanz- und Wirtschaftsdirektor Chris-
tian Vitta (FDP).

Tatsächlich ist der Spardruck im
Südkanton gewaltig, damit die Kan-
tonsfinanzen nicht aus dem Ruder lau-
fen. Das nach vielen Diskussionen
und öffentlichen Protesten mit einigen
Monaten Verspätung verabschiedete
Kantonsbudget 2024 weist in der laufen-
den Rechnung ein Defizit von 130 Mil-
lionen Franken auf. Das Budget 2025
mit einem Fehlbetrag von 69 Millionen
Franken sah zunächst besser aus.

Doch derGrosseRat hat bereits zwei
Massnahmen gebodigt, welche rund
23Millionen Franken an Mehreinnah-
men generiert hätten. Die Legislative
versenkte einen reduzierten Ausgleich
der kalten Progression (8Millionen) so-
wie die – ursprünglich vom Volk verab-

schiedete – Parkplatzsteuer (15 Millio-
nen).Damit nähert sich das budgetierte
Defizit von 2025 wieder der 100-Millio-
nen-Franken-Grenze.Und dieVerschul-
dung steigt entsprechend.

Grösster Prämienanstieg
Doch warum steht der Kanton Tessin
finanztechnisch so schlecht da? «Da-
für gibt es mehrere Gründe», so der
Finanzdirektor Vitta. Er erinnert daran,
dass während der Corona-Zeit die wirt-
schaftlichenAktivitäten teilweise brach-
lagen. Die Langzeitfolgen seien noch
spürbar bei den Steuereinnahmen von
Unternehmen. Er verweist aber auch
auf die hohenAusgaben im Sozial- und
Gesundheitsbereich, welche von Jahr
zu Jahr ansteigen. Das Paradebeispiel
sind die Prämienverbilligungen bei den
Krankenkassen, die von 300 Millionen
Franken (2019) auf gut 400 Millionen
Franken (Budget 2025) gestiegen sind.

Der Kanton verzeichnet landesweit
die höchsten Zuwachsraten bei den
Krankenkassenprämien und befindet
sich auch bei der absoluten Prämien-
höhe – hinter Genf und Basel-Stadt –
unter den Spitzenreitern. 10 Prozent
des gesamten Budgets des Kantons von
gut 4Milliarden Franken werden mitt-
lerweile für Prämienverbilligungen ver-
wendet. Darum hat der Staatsrat auch

hier ein wenig an der Schraube gedreht,
um im kommenden Jahr die zu erwar-
tendenAusgaben um 10Millionen Fran-
ken zu drosseln. Die Kritik von links
folgte auf dem Fuss, weil rund 2700 Per-
sonen von geringeren Prämienverbilli-
gungen betroffen sind.

Während die Prämien bei den Kran-
kenkassen hoch sind, sind die Löhne im
Tessin tief – der Medianlohn ist rund
1000 Franken tiefer als im landesweiten
Mittel. Auf das Lohnniveau drückt
unter anderem die massive Präsenz von
Grenzgängerinnen undGrenzgängern –
rund 80 000 sind es mittlerweile. «Und
im Gegensatz zu Grenzkantonen wie
Basel und Genf stehen die meisten
Grenzgänger imTessin in direkter Kon-
kurrenz zu den einheimischen Arbeits-
kräften», sagt Sergio Rossi, Professor
für Makroökonomie an der Universität
Freiburg.

Diese Situation wirkt sich gemäss
dem Finanzdirektor Vitta negativ auf
den interkantonalen Finanzausgleich
aus, bei dem im Verteilschlüssel das
Gewicht der Grenzgängerinnen und
Grenzgänger nicht adäquat berücksich-
tigt werde.Tatsächlich erhält derKanton
Tessin im Jahr 2025 nur 301 Franken pro
Einwohnerin und Einwohner aus dem
Finanzausgleich, während der Kanton
Aargau beispielsweise 788 Franken, der
Kanton Graubünden sogar 1095 Fran-

ken und das Wallis 2469 Franken pro
Kopf erhält. «Das muss sich ändern,
der Finanzausgleich muss unsere spe-
zielle Situation berücksichtigen», so
Vitta. Zu dieser Situation gehöre auch
das anspruchsvolle und bergige Territo-
rium, das beispielsweise hoheKosten im
Strassenbau verursache.

Rückendeckung erhält er bei die-
ser Forderung von alt CVP-National-
rat Remigio Ratti, emeritiertem Pro-
fessor für Regionalpolitik. Ratti for-
dert, dass die Lohndiskrepanz zwischen
dem Tessin und anderen Kantonen in
der Schweiz solidarisch ausgeglichen
werden müsse.Weder die Neue Regio-
nalpolitik (NRP) noch der Finanzaus-
gleich berücksichtigten die Nachteile,
die dem Tessin als Grenzregion er-
wüchsen, ausreichend.Deshalb fordert
Ratti einen solidarischeren Föderalis-
mus: «DasTessin kann diese Forderung
aber nicht allein stellen: Wir müssen
uns mit den anderen sechzehn Grenz-
kantonen zusammentun und gemein-
sam für einen gerechteren Finanzaus-
gleich eintreten.»

Die Situation ist angespannt, die Per-
spektive nicht besser. Grosse Sorgen
machen dem Kanton Tessin etwa die
angekündigten Sparmassnahmen des
Bundes, wodurch Kosten auf die Kan-
tone abgewälzt werden. Aber auch die
anstehende Reform zur Finanzierung
der Gesundheitsleistungen (Efas), über
welche am 24.November abgestimmt
wird, bereitet dem Finanzdirektor Vitta
einiges Bauchweh. In Abweichung zur
Ja-Parole derKonferenz der kantonalen
Gesundheitsdirektorinnen und -direkto-
ren (GDK) empfiehlt der Regierungs-
rat desKantonsTessin einNein, obwohl
nur selten Abstimmungsparolen bei
eidgenössischen Vorlagen ausgegeben
werden. «Eine Annahme dieses Finan-
zierungsmodells würde unserem Kan-
ton Mehrkosten von zirka 60 Millionen
Franken bringen», so begründet Vitta
die Nein-Parole.

Umstrittenes Dekret Morisoli
Für den Wirtschaftswissenschafter Ser-
gio Rossi muss die finanzielle Situation
des Kantons Tessin auch im Licht einer
langjährigen Entwicklung gesehen wer-
den. Er verweist auf die Rezession in
den 1990er Jahren, aber insbesondere
auf die wiederholten Steuersenkungen
zwischen 2000 und 2019, welche nicht
den erwünschtenEffekt anMehreinnah-
men gezeitigt hätten und zu einemDefi-
zit bei den öffentlichen Finanzen ge-
führt hätten. Rossi verweist zudem auf
eine nachteilige demografische Struk-
tur des Kantons. Im Tessin lebten weit
mehr Rentnerinnen und Rentner als im
SchweizerMittel,während derAnteil an
jungen Leuten geringer sei: «Das erklärt
das vergleichsweise geringeWirtschafts-

wachstum im Tessin bei höheren sozia-
lenAusgaben der öffentlichen Hand.»

In der Budget- und Finanzdebatte
des Tessins geht es auch immer wie-
der um das sogenannte Morisoli-De-
kret (DecretoMorisoli), das den finanz-
politischen Spielraum des Kantons ein-
schränkt, da eine ausgeglicheneGewinn-
und-Verlust-Rechnung des Kantons bis
Ende 2025 erfolgen muss. Es wurde
vom Grossen Rat im Oktober 2021 ver-
abschiedet und im Rahmen einer Refe-
rendumsabstimmung (dieGewerkschaf-
ten hatten mehr als 10 000 Unterschrif-
ten gesammelt) von denTessiner Stimm-
berechtigten am 15.Mai 2022 mit 57
Prozent Ja-Stimmen angenommen.

Gemäss diesem Dekret – benannt
nach dem SVP-Fraktionschef Ser-
gio Morisoli – darf das Ziel einer aus-
geglichenen Bilanz nicht über Steuer-
erhöhungen erreicht werden und ge-
nauso wenig durch ein Abwälzen von
Kosten auf die Gemeinden. Das Ziel
soll «prioritär mitMassnahmen erreicht
werden, welche dieAusgaben drosseln».

DieGewerkschaftVPOD hat im ers-
ten Halbjahr 2024 die nötigen Unter-
schriften für eine Volksinitiative ge-
sammelt, mit der das Dekret Morisoli
aufgehoben werden soll, «um die anti-
sozialen Sparmassnahmen zu beenden».
Die Abstimmung wird aber erst erfol-
gen, wenn das Dekret Morisoli ausge-
laufen ist, dessen Ziel indessen nicht er-
reicht wird.Die kantonale SVP hat der-
weil ein neues «Dekret Morisoli bis»
lanciert, mit dem eineAusgabenbremse
nach festgelegtenKriterien bis 2027 um-
gesetzt werden soll.

Initiative für weniger Beamte
Vertreter der politischen Rechten und
von Wirtschaftsverbänden erhöhen im
KantondenDruck auf dieKantonsregie-
rung, bei denAusgaben auf die Bremse
zu treten.Anfang Oktober hat ein par-
teiübergreifendes Komitee eine Volks-
initiative lanciert, mit der die steigende
Zahl vonKantonsbeamtengebremst und
ihre Zahl gedeckelt werden soll. Der
KantonTessin gebe zuvielGeld für seine
Verwaltung aus, so wird derVorstoss be-
gründet. Dies zeigten Vergleichszahlen
mit anderen Kantonen.

Gemäss Initiativtext soll die Zahl der
Kantonsbeamten – ausgenommen Leh-
rer und Gesundheits- und Pflegeperso-
nal – nicht 1,3 Prozent der Wohnbevöl-
kerung übersteigen. Innert fünf Jahren
müsste der Personalbestand des Kan-
tons um 10 Prozent verringert werden.
Das entspreche einer Stellenreduktion
von 580 Vollzeitstellen. Interessanter-
weise sitzen im Initiativkomitee Vertre-
ter von Lega, FDP und Mitte ein, also
von Parteien, die im Staatsrat eine rela-
tiveMehrheit besitzen.DieUnterschrif-
tensammlung läuft bisMitteDezember.

Die Industriezone der Gemeinde Stabio ist eine der grössten im Südkanton und zieht viele Grenzgänger an. CHRISTIAN BEUTLER / NZZ

Der Impfchef Christoph Berger blickt
selbstkritisch auf die Corona-Pandemie zurück
Der ehemalige Präsident der Eidgenössischen Kommission für Impffragen wäre heute zurückhaltender mit Empfehlungen

dvp. · Seit dem Jahr 2015 stand Chris-
toph Berger der Eidgenössischen Kom-
mission für Impffragen als Präsident
vor. Nun tritt er ganz aus dem Gre-
mium aus – nachdem er das Präsidium
bereits an seinen Namensvetter Chris-
tophTobiasBerger ausBasel abgegeben
hat. In einem Interview mit der «Sonn-
tagszeitung» äussert sich der Medizi-
ner im Rückblick nun selbstkritisch zur
Corona-Pandemie.

Schwierige Ungleichbehandlung
AmAnfangderPandemieseiendie Impf-
massnahmen richtig gewesen, da diese
Todesfälle verhindert hätten und von
der grossen Mehrheit der Bevölkerung
getragen worden seien.Auch sei es spä-
ter richtig gewesen, die Einschränkun-

gen schnell zu beenden.Da habe der da-
malige Gesundheitsminister Alain Ber-
set zu Recht zügig vorwärtsgemacht im
Vergleich zu den Nachbarländern. «Wir
können in der Schweiz auch zu Recht
stolz sein, dass wir die Schulen nur so
kurz geschlossenhaben»,sagte derChef-
arzt Infektiologie und Spitalhygiene am
Universitäts-Kinderspital Zürich.

Weniger positiv fälltBergersFazit für
den zweiten Corona-Winter aus, als es
unterschiedliche Massnahmen für Ge-
impfte und Ungeimpfte gab. Es sei da-
mals das Ziel gewesen, den Impfschutz
zu erhöhen, um schwere Erkrankungen
und Todesfälle zu vermeiden und die
Spitalversorgung zu gewährleisten. «Mit
der Zeit wurde dieUngleichbehandlung
aber zunehmend schwierig für diejeni-
gen,die ein geringesRisikohatten,selbst

schwer zu erkranken.» Rückblickend
hätte man dies laut Berger möglicher-
weise rascher beendenkönnen,nachdem
Risikopersonen ausreichend Gelegen-
heit gehabt hätten, sich zu impfen, und
derEffekt der Impfung auf die Übertra-
gung nur noch gering war.

Impfschäden anerkennen
Ein kritischer Punkt seien dabei die
Impfempfehlungen für die breiteBevöl-
kerung und insbesondere die jungenGe-
sunden gewesen. «Natürlich sollen die-
jenigen impfen können, die das möch-
ten.Aber Empfehlungen, bei denen es
vor allem darum geht, andere und nicht
sich selbst zu schützen, sind schwie-
rig.» Da würde er heute zurückhalten-
der agieren, sagt Berger. Mehr Beach-

tung schenken würde er zudem auch
der Frage, welche Empfehlungen nötig
seien, um wieder zurück zur Normali-
tät zu kommen. Schliesslich würde er
künftig «noch klarer in Szenarien den-
ken und kommunizieren, solange vieles
noch unklar ist».

Berger macht sich zudem stark da-
für, Personen mit Komplikationen
nach Impfungen ernst zu nehmen. Ent-
sprechende Meldungen müssten ange-
schaut und tatsächliche Impfschäden
anerkannt werden.Abklärungen zu sol-
chen Meldungen seien beim Bund im
Gange. Bis diese abgeschlossen seien,
müssten Betroffene leider viel Ge-
duld haben. Nebenwirkungen gebe es
bei jeder medizinischen Intervention.
Schwere Nebenwirkungen nach einer
Impfung seien aber «sehr selten».
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